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Wir haben noch eine weitere Abstimmung, nämlich 
die Abstimmung über den Antrag der Fraktion Die Linke 
auf Drucksache 18/8132 mit dem Titel „Illegale Finanz-
beziehungen bekämpfen  – Steueroasen austrocknen“. 
Wer stimmt für diesen Antrag? – Das ist die Linke. Wer 
stimmt dagegen?  – Das ist die Koalition. Wer enthält 
sich? – Die Grünen. Damit ist der Antrag abgelehnt. 

Jetzt kommen wir zu den Tagesordnungspunkten  5 
und 38: 

5.	 Beratung des Antrags der Abgeordneten Matthias 
W. Birkwald, Sabine Zimmermann (Zwickau), 
Katja Kipping, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion DIE LINKE 

Gesetzliche Rente stärken, Rentenniveau an-
heben und die solidarische Mindestrente ein-
führen

Drucksache 18/10891
Überweisungsvorschlag:	  
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f)	  
Finanzausschuss

38.	 Beratung des Antrags der Abgeordneten Markus 
Kurth, Kerstin Andreae, Katja Dörner, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS  90/
DIE GRÜNEN

Gesamtkonzept Alterssicherung – Verlässlich, 
nachhaltig, solidarisch und gerecht

Drucksache 18/12098 
Überweisungsvorschlag:	  
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f)	  
Finanzausschuss	  
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend	  
Ausschuss für Gesundheit	  
Haushaltsausschuss

Wenn Sie jetzt Ihre Plätze zügig einnehmen würden, 
könnten wir in der Debatte fortfahren. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 60 Minuten vorgesehen. – Ich sehe, Sie 
sind damit einverstanden. Dann ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Matthias W. 
Birkwald für die Fraktion Die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN)

Matthias W. Birkwald (DIE LINKE): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 

Herren! In der ZDF-Kabarettsendung Die Anstalt vom 
4. April war die Rente wieder einmal das wichtigste The-
ma. Max Uthoff und Claus von Wagner berichteten vom 
österreichischen Rentenparadies. 

Männliche Arbeiter und Angestellte erhalten in Ös-
terreich eine durchschnittliche Altersrente von sage und 
schreibe 1  926  Euro brutto im Monat. Bei den Frauen 
sind es 1 092 Euro. Für deutsche Verhältnisse ist allein 
das schon paradiesisch. Aber es wird noch besser: Die 
Pensionisten – so heißen die Rentner und Rentnerinnen 
in Österreich – erhalten ihre Renten 14-mal im Jahr. Auf 
12 Monate umgerechnet sind das 2 247 Euro brutto bei 
den Männern und 1 274 Euro brutto bei den Frauen. Zum 

Vergleich: In Deutschland erhielten Männer 2015 eine 
Rente von durchschnittlich 1  162  Euro brutto, bei den 
Frauen waren es 916 Euro brutto, und da sind die Wit-
wenrenten schon mit drin. 1  085  Euro mehr Rente für 
die Männer in Österreich und immerhin 358 Euro mehr 
für die österreichischen Rentnerinnen – das zeigt: Es ist 
beileibe nicht alles gut, was aus Österreich kommt, aber 
in der Rentenpolitik sollten wir unbedingt von Österreich 
lernen.

(Beifall bei der LINKEN)

Auch in Österreich regiert eine Große Koalition aus 
Sozialdemokraten und Konservativen, und die haben uns 
glaubhaft versichert, dass das ausgesprochen leistungsfä-
hige Rentensystem Österreichs bis zum Jahr 2060 nach-
haltig finanziert ist, weil alle mit Erwerbseinkommen 
einzahlen. Herr Rosemann und Herr Schiewerling, Sie 
waren dabei. 

(Karl Schiewerling [CDU/CSU]: Nicht bei 
der Rente!)

Die Beschäftigten zahlen für die wesentlich höheren 
Renten in Österreich nur 0,9 Prozentpunkte mehr Beitrag 
als bei uns, und bei den Arbeitgebern sind es 3,2  Pro-
zentpunkte mehr. Komplizierte Betriebsrenten und teure 
private Vorsorge brauchen die Österreicherinnen und Ös-
terreicher nicht. Darum: Lassen Sie uns die gesetzliche 
Rente auch in Deutschland wieder stärken; denn die Ren-
te muss für ein gutes Leben reichen.

(Beifall bei der LINKEN)

Dafür hat die Linke ein Rentenkonzept vorgelegt. Es 
umfasst elf aufeinander abgestimmte Bausteine für eine 
lebensstandardsichernde und armutsfeste Rente. Hier die 
wichtigsten: 

Erstens. Das Rentenniveau muss wieder auf 53 Pro-
zent angehoben werden, und die Rente muss wieder eins 
zu eins den Löhnen folgen. 

(Beifall bei der LINKEN)

Das brächte Menschen, die 45 Jahre lang durchschnittlich 
verdient haben, derzeit jeden Monat netto 122 Euro mehr 
Rente. Das ist finanzierbar, auch langfristig. Wer zum 
Beispiel als Erzieherin im öffentlichen Dienst in NRW 
3 100 Euro brutto verdient, müsste aktuell nur 32 Euro 
mehr in die Rentenkasse zahlen, ihr Arbeitgeber ebenso. 
Union, SPD und Grüne wollen, dass diese Erzieherin je-
den Monat 110 Euro Beitrag zur Riester-Rente zahlt. Das 
wäre dann überflüssig. 

(Beifall bei der LINKEN)

110 Euro weniger für die Riester-Rente, 32 Euro mehr in 
die Rentenkasse – das heißt, diese Durchschnittsverdie-
nerin hätte jeden Monat 78 Euro mehr in der Tasche, und 
im Jahr 2030 wären es trotz des demografischen Wandels 
immer noch 64 Euro.

Meine Damen und Herren, in Österreich zahlen die 
Arbeitgeber 12,55  Prozent des Lohns in die Renten-
kasse. Damit, liebe Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen 
hierzulande, könnten wir in den kommenden Jahren ein 
lebensstandardsicherndes Rentenniveau von 53 Prozent 
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finanzieren. Ich sage: Was in Wien geht, das geht auch in 
Kiel oder in Köln. 

(Beifall bei der LINKEN)

Meine Damen und Herren, die Grünen wollen das Ren-
tenniveau so lassen, wie es ist. Ganz deutlich: Das reicht 
nicht für eine gute Rente. 

Zweitens. In Österreich gibt es eine Erwerbstätigen-
versicherung. Das heißt, alle Menschen mit Erwerbs-
einkommen zahlen in die Rentenversicherung ein, auch 
Selbstständige, Freiberufler, Beamte und selbstverständ-
lich alle Abgeordneten, Minister und Staatssekretäre. 
Meine Damen und Herren, eine solche Erwerbstätigen-
versicherung will die Linke auch in Deutschland einfüh-
ren.

(Beifall bei der LINKEN)

Drittens. Wir Linken wollen die Beitragsbemessungs-
grenze anheben. Heute müssen Geschäftsführer mit zum 
Beispiel 12 700 Euro Monatseinkommen nur Rentenbei-
träge für ihr halbes Einkommen zahlen. Das ist sozial 
ungerecht. Darum fordert die Linke, die Beitragsbemes-
sungsgrenze schrittweise anzuheben und sie perspekti-
visch abzuschaffen.

(Beifall bei der LINKEN  – Markus Kurth 
[BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN]: Dafür krie-
gen sie auch doppelt so viel Rente! Manno-
mann!)

Sehr hohe Renten wollen wir in der Spitze abflachen. Das 
wäre verfassungsgemäß und sozial gerecht.

(Beifall bei der LINKEN)

Viertens. Die Rente muss schwierige Lebenslagen 
wieder ausgleichen. Alleinerziehende, Pflegende, Lang-
zeiterwerbslose und Geringverdienende brauchen unsere 
Solidarität. Konkret: Wir wollen 93 Euro Mütterrente für 
jedes Kind – in Leipzig und in Düsseldorf, vollständig 
steuerfinanziert. Da, liebe Grüne, sind wir uns einig.

(Beifall bei der LINKEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, für Hartz-IV-Betrof-
fene müssen endlich wieder Beiträge in die Rentenkassen 
gezahlt werden, und zwar so, als ob sie die Hälfte des 
Durchschnitts verdienten. Das fordert auch der Deutsche 
Gewerkschaftsbund, und das wäre sozial gerecht.

(Beifall bei der LINKEN)

In Nordrhein-Westfalen sorgt der Niedriglohnsektor 
zum Beispiel dafür, dass gut ein Fünftel der Beschäf-
tigten später keine ausreichende Rente erhält. Bis 1991 
wurden die Renten dieser langjährig Niedrigverdienen-
den aufgewertet; Rente nach Mindestentgeltpunkten 
heißt das. Viele Sozialverbände und die Linke fordern: 
Die Rente nach Mindestentgeltpunkten muss auch für die 
Zeit ab 1992 gelten, und sie muss besser werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Denn damit würde die Altersarmut in Ost- und West-
deutschland bekämpft. Das muss drin sein! 

(Beifall bei der LINKEN)

Fünftens. Über die linken Vorschläge für deutlich 
bessere Erwerbsminderungsrenten und für eine gerech-
te Angleichung der Ostrenten an das Westniveau werden 
wir morgen diskutieren und über Betriebsrenten Mitte 
Mai.

Sechstens. Zur Rente erst ab 67. Union und SPD ha-
ben Millionen Menschen die Rente massiv gekürzt, weil 
sie bis 67 arbeiten sollen, obwohl viele das gar nicht 
schaffen und es auch keine Jobs für sie gibt. Wer es nicht 
bis zur persönlichen Regelaltersgrenze schafft, kriegt die 
Rente durch Abschläge gekürzt. 

Ich komme aus NRW. Dort hatte 2015 von den rund 
1,1 Millionen Einwohnern im Alter von 60 bis 65 Jahren 
nur jeder Dritte eine sozialversicherungspflichtige Be-
schäftigung, mit der Rentenansprüche aufgebaut werden 
konnten. Die Folge: Hunderttausenden drohen gekürzte 
Renten, und das bei einem weiter sinkenden Rentenni-
veau. Das geht gar nicht!

(Beifall bei der LINKEN)

Außerdem: In den vergangenen Jahren waren 22 Pro-
zent der Verstorbenen jünger als 70 Jahre. Vor allem die 
Armen müssen früher sterben. Nach einer Studie des Ro-
bert-Koch-Instituts sterben arme Frauen 8,4 Jahre früher 
als ihre wohlhabendsten Altersgenossinnen. Die armen 
Männer müssen sogar 10,8  Jahre eher gehen. Und da-
rum ist jede Forderung nach der Rente erst ab 70, Herr 
Schäuble und Herr Spahn, nach der Rente erst ab 73, liebe 
Bundesbank, oder nach der Rente erst ab 85, BDI-Vize-
präsident Ulrich Grillo, nichts anderes als Klassenkampf 
von oben. Das ist der völlig falsche Weg!

(Beifall bei der LINKEN)

Die Menschen müssen wieder ab 65 abschlagsfrei in 
Rente gehen können  – wie in Österreich. Wer 40  Bei-
tragsjahre hat, muss ab 60 abschlagsfrei in Rente gehen 
dürfen. Bauarbeiter und Krankenschwestern haben dann 
genug Steine und Patientinnen und Patienten geschleppt.

(Beifall bei der LINKEN)

Siebter und letzter Punkt. Meine Damen und Herren, 
wenn alle diese Bausteine im Einzelfall nicht für eine 
Rente oberhalb der Armutsgrenze reichen sollten, dann 
wollen wir, dass der Rentner oder die Rentnerin eine 
einkommens- und vermögensgeprüfte solidarische Min-
destrente aus Steuermitteln erhält. Es gibt sie schon – in 
Österreich. Dort gibt es sogar zwei Mindestrenten. Wer 
in Österreich auch nur einen Cent Rentenanspruch hat, 
erhält als Single mindestens 1 038 Euro Rente, mit min-
destens 30 Beitragsjahren sind es sogar 1 167 Euro, um-
gerechnet auf zwölf Monate. Ausgleichszulage nennen 
die Ösis das offiziell.

Die Garantierente der Grünen ist dagegen ein schlech-
ter Witz. Für langjährig Versicherte, also nach 35  Bei-
tragsjahren, 

(Markus Kurth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: 30 Versicherungsjahre!)

soll es eine Garantierente in Höhe von 30 Entgeltpunkten 
geben. Das wären derzeit 914 Euro brutto und 811 Euro 
netto. Das sind 7  Euro über dem durchschnittlichen 
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Grundsicherungsbedarf im Alter außerhalb von Einrich-
tungen. 7 Euro – das ist doch nur weiße Salbe. 

Wir brauchen eine armutsfeste, solidarische Min-
destrente, die ihren Namen verdient. Das heißt zum 
Beispiel, wer als Single eine gesetzliche Rente von nur 
800 Euro erreichte und 150 Euro an weiteren Altersein-
kommen hätte, hätte einen Anspruch auf einen steuerfi-
nanzierten Zuschlag von 100 Euro. Die würden dann von 
der Rentenversicherung ausgezahlt. Das wären dann ins-
gesamt 1 050 Euro netto, knapp über der Armutsgrenze 
nach den Kriterien der Europäischen Union. Wir Linken 
sagen: Arbeit darf nicht arm machen, auch nicht im Alter.

Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Ulla Schmidt: 
Vielen Dank. – Jetzt hat der Kollege Karl Schiewerling, 

CDU/CSU-Fraktion, die Gelegenheit, seine Sicht der 
Dinge darzulegen. 

(Beifall bei der CDU)

Karl Schiewerling (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Herr Kollege Birkwald, Ihre 
Darstellung des österreichischen Rentensystems glich ei-
nem beeindruckenden Feuerwerk.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN  – 
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Danke 
schön!)

Leider haben Sie vergessen, zu sagen, welche Nachteile 
es hat. 

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Kei-
ne!)

Es hat zum Beispiel gegenüber dem deutschen Rentensys-
tem den Nachteil, dass man erst einmal 15 Jahre arbeiten 
muss und nicht 5 Jahre, bis man einen Rentenanspruch 
hat. Sie haben nicht dargestellt, dass die Österreicher im 
Augenblick riesige Probleme mit der Finanzierung ihres 
Rentensystems haben.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: 
Falsch!)

Sie haben nicht dargestellt, dass man im Augenblick da-
bei ist, die hochgelobte Frauenrente abzusenken, weil sie 
so nicht mehr zu finanzieren ist. Sie haben völlig verges-
sen, darzustellen, dass die Österreicher wegen ihrer ho-
hen Haushaltsverschuldung Probleme am Arbeitsmarkt 
haben und es zu einem Aufwuchs an Arbeitslosigkeit 
kommt. Sie haben völlig vergessen, darzustellen, dass 
es einen Zusammenhang zwischen Rente, Arbeitsmarkt, 
Wirtschaft und Staatsverschuldung gibt. Die Dinge müs-
sen zusammen gesehen werden. Wer den Scheinwerfer 
solitär, ausschließlich auf glückliche Rentner richtet, darf 
sich nicht wundern, wenn er hinterher ins kurze Gras 
kommt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Meine Damen und Herren, pünktlich zu den Landtags-
wahlen in Schleswig-Holstein und Nordrhein-Westfalen 
und zum Aufgalopp zur Bundestagswahl wird ein Antrag 
der Linken vorgelegt. Er wurde bereits im Januar be-
schlossen, wird aber erst jetzt, Ende April, auf den Tisch 
gelegt, damit vor den Landtagswahlen Drive in die Sache 
kommt.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Rich-
tig!)

Vizepräsidentin Ulla Schmidt: 
Herr Kollege Schiewerling, der Kollege Birkwald 

möchte eine Zwischenfrage stellen.

Karl Schiewerling (CDU/CSU): 
Nein, ich lasse keine Frage zu.

Vizepräsidentin Ulla Schmidt: 
Sie lassen keine Frage zu. Danke schön.

Karl Schiewerling (CDU/CSU): 
Nein. Er kann nachher eine Bündelfrage stellen. Dann 

ist das gut.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: „Bün-
delfrage“?)

Meine Damen und Herren, ich will Ihnen deutlich sa-
gen: Wir als Unionsfraktion könnten uns zurücklehnen; 
denn die Darstellungen der Linken kennen wir mittler-
weile. Eigentlich geht es darum, sein Mütchen an der 
SPD zu kühlen, sich an der SPD abzuarbeiten. Wir von 
der Union könnten uns zurücklehnen und sagen: „Sollen 
sie mal“;

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Warum 
reden Sie dann über die Erwerbsminderungs-
renten Mitte Mai? Langohr sagt der eine Esel 
zum anderen!)

das tun wir aber nicht, weil es in der Tat einige Dinge 
gibt, die man in aller Deutlichkeit sagen muss.

Der erste und wichtigste Punkt ist: Die großen Proble-
me, die Sie im Rentenbereich beschreiben, existieren in 
dieser Form nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Zweitens. Wir müssen natürlich die Gesamtentwick-
lung, die unseren Planungen bis 2030 zugrunde lagen, 
berücksichtigen. Die Zahlen sind samt und sonders bes-
ser als ursprünglich angenommen. Die Renten steigen, 
das Rentenniveau steigt, und die Rücklage kann trotz zu-
sätzlicher Ausgaben im Bereich der Rentenversicherung 
stabilisiert und sogar gesteigert werden. Wir haben stabi-
le Renten mit stabilen Grundlagen. 

Es geht um die Frage, was in den Jahren ab 2030, pas-
sieren wird. Wir stehen miteinander vor großen Heraus-
forderungen und müssen dabei zwei Dinge berücksichti-
gen, die das Rentensystem in Deutschland betreffen – das 
gilt übrigens für jedes Rentensystem, für das umlagefi-
nanzierte Rentensystem, das kapitalgedeckte Renten-
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system und sogar für das österreichische System  –: Es 
geht um Fragen der demografischen Entwicklung und 
der wirtschaftlichen Entwicklung. Beide Entwicklun-
gen – demografische und wirtschaftliche Entwicklung – 
bestimmen die Alterssicherung. Da es um die Zukunft 
der Rente geht, müssen wir alles tun, um unter diesem 
Eindruck die Stellschrauben richtig zu stellen. Das heißt, 
wir müssen schauen, dass die umlagefinanzierte Rente 
als Grundlage einer allgemeinen Alterssicherung erhal-
ten bleibt. Natürlich können wir, wie Sie, Herr Birkwald, 
den Wunsch äußern, in das Rentensystem alle möglichen 
Gruppen mit eigenen Versorgungswerken zu integrieren, 
wie die Österreicher das machen. Das würde die Gruppe 
derjenigen verbreitern, die Rentenversicherungsbeiträge 
einzahlen, aber auch die Gruppe derjenigen, die Renten 
bekommen. Das würde nicht nur mehr Einnahmen, son-
dern auch mehr Ausgaben bedeuten.

(Peter Weiß [Emmendingen] [CDU/CSU]: So 
ist es!)

Und das heißt keineswegs, dass die Risiken, die damit 
verbunden sind, auf einmal über Nacht verschwunden 
wären.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir haben eine Situation in Deutschland, in der wir – 
anders als Sie das darstellen, Herr Birkwald – einen Auf-
wuchs an Beschäftigung der über 60-Jährigen haben; es 
gibt eine deutliche Zunahme an Menschen, die über ihr 
60. Lebensjahr hinaus in Beschäftigung sind. Das alles 
kann noch besser werden. Dafür haben wir in dieser Ko-
alition gemeinsam die Flexirente eingeführt. Wir haben 
dadurch Wege eröffnet, dass man den Ausstieg aus dem 
Berufsleben gleitend gestalten kann.

(Zuruf von der CDU/CSU: Genau!)

Ich bin sicher, dass die Flexirente ihre Wirkung entfalten 
wird. 

Aber was nicht geht, ist, dass das System der umla-
gefinanzierten Rente aus dem Gleichgewicht gebracht 
wird. Hierbei gibt es im Wesentlichen vier Stellschrau-
ben: der Beitrag, der eingezahlt wird, das Rentenniveau, 
die Rücklage bzw. der Zuschuss des Staates und natürlich 
die Rentenlaufzeit. Es geht nicht, dass wir nach Belieben 
an den Schräubchen drehen; 

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Nicht 
nach Belieben! Nach Sinn und Unsinn! Nach 
Notwendigkeit!)

denn letztendlich ist es ein mathematisches System, das 
in sich stimmig ist und im Gleichgewicht gehalten wer-
den muss. Darüber, wie das zu geschehen hat, gibt es im 
Augenblick Auseinandersetzungen. 

Ich freue mich sehr, dass es hier im Hohen Haus eine 
breite Mehrheit gibt, die nicht infrage stellt, dass die um-
lagefinanzierte Rente das stabilste System ist, das wir 
haben.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Wir 
auch nicht! Wir wollen sie stärken!)

Es ist gut, dieses System weiterhin zu stabilisieren. Wir 
müssen alles tun, dass es weiterhin seine Wirkung ent-
falten kann.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Ich will darauf hinweisen, dass wir dabei sind, die be-
triebliche Altersvorsorge, also die zweite Säule, und die 
private Altersvorsorge, also die dritte Säule – beide lei-
den unter den Kapitalmärkten –, zu stabilisieren, damit 
auch sie für die Bevölkerung besser ihre Wirkung ent-
falten können, auch für diejenigen, die Geringverdiener 
sind, die weniger Geld haben. Ihnen wollen wir helfen, 
über diesen Weg die Basis für ihre Alterseinkünfte zu 
verbessern.

Aber Grundlage dafür, dass die Rente altersfest ist, 
eine Zukunft hat und auch eine Sicherung für das Alter 
darstellt, sind im umlagefinanzierten Rentensystem die 
Beiträge, die man eingebracht hat. Was wir nicht wollen, 
ist, dass die Rente ein Gemischtwarenladen von Beiträ-
gen, die man selbst erwirtschaftet hat, und von sozialen 
Fürsorgeleistungen wird. Wenn diese Dinge miteinander 
vermischt werden, ist nicht mehr klar, was jeder selbst 
eingebracht hat. Wir werden damit den Menschen, die 
ihre Rente durch eigene Beiträge erwirtschaftet haben, 
unter dem Strich nicht gerecht. Deswegen werden wir, 
was die zukünftige Altersabsicherung angeht, schauen 
müssen, wie wir die Dinge miteinander kombinieren.

Ein wichtiger zentraler Punkt ist natürlich, was wir 
tun, damit möglichst viele Menschen in Erwerb kommen, 
in Erwerb bleiben und entsprechend mit guten Einkünf-
ten für ihre Alterssicherung sorgen können. Im Bereich 
der Arbeitsmarktpolitik besteht eine Aufgabe im Bereich 
der Bildung. Es geht – das ist gar keine Frage; das berei-
tet uns große Sorgen – um die Langzeitarbeitslosen im 
SGB-II-Bereich und vor allem um diejenigen, die noch 
jung sind, nämlich um die 6 Prozent, die den Schulab-
schluss nicht schaffen. Das sind jedes Jahr in Deutsch-
land 80  000  Jugendliche, die dadurch eine schlechte 
berufliche Perspektive haben. Ihre Altersvorsorge treibt 
uns um. Wir müssen für die Zukunft klären, was wir mit 
diesen Kindern und Jugendlichen machen. Welche Per-
spektiven können wir entwickeln? Daran werden wir ar-
beiten.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich betrachte diese Frage als die eigentliche soziale 
Frage der Zukunft. Wir sollten jedem in diesem Land 
Chancen und Wege eröffnen. Wir sollten jedem – das ge-
bietet die soziale Gerechtigkeit – Chancen zur Teilhabe 
geben. Wir sollten jedem die Möglichkeit eröffnen, sei-
ne eigenen Potenziale zu entfalten, sodass er sich seine 
Alterssicherung selbst erwirtschaften kann und nicht auf 
Fürsorge des Staates angewiesen ist; sie sollte nur dann 
notwendig sein, wenn anderes nicht reicht. Diese Wege 
müssen wir konsequent gehen. Ich glaube, dass wir damit 
letztendlich den Menschen dienen. 

Das ist etwas anderes als das Malen eines bunten, 
hochalpinen Bildes des Herrn Kollegen Birkwald, der 
glaubt, er könnte einen bestimmten Aspekt aus Öster-
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reich hierhin übertragen, alles andere ausblenden und 
damit völlig außer Acht lassen, vor welchen Herausfor-
derungen auch Österreich steht.

(Dr. Dietmar Bartsch [DIE LINKE]: Aber 
mehr Rente kriegen die da!)

Es ist eine Frage der Ehrlichkeit, auch dies zu sagen. Ich 
habe in meiner Rede das deutlich gemacht. Leider ist 
mein Beitrag im Fernsehen ausgeblendet worden, 

(Zurufe von der LINKEN: Oh! – Dr. Petra 
Sitte [DIE LINKE]: Unfassbar!)

weil es der Berichterstattung nicht passte.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD – Zuruf von der CDU/CSU: 
Unglaublich!)

Vizepräsidentin Ulla Schmidt: 
Vielen Dank. – Bevor der Kollege Markus Kurth das 

Wort erhält, hat der Kollege Birkwald um eine Kurzinter-
vention gebeten.

Matthias W. Birkwald (DIE LINKE): 
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Schiewerling, 

Sie haben meine Kurzintervention sozusagen provoziert. 

Zunächst einmal: Das Thema Rente interessiert mitt-
lerweile auch sehr, sehr junge Menschen, auch 20-Jäh-
rige. Die Gewerkschaft IG  Metall hat eine Beschäftig-
tenbefragung durchgeführt. 680 000 Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer haben geantwortet. Sie haben zum 
Beispiel folgender Aussage zugestimmt: 

Das Rentenniveau muss stabilisiert und mittelfristig 
erhöht werden, auch wenn dadurch die Beiträge von 
Arbeitgebern und Beschäftigten zur gesetzlichen 
Rentenversicherung steigen. 

Insgesamt haben dieser Aussage 85 Prozent zugestimmt. 
Bei den 25- bis 34-Jährigen waren es 75 Prozent. Wenn 
das so ist, dann kann das Rentensystem nicht so gut sein, 
wie Sie es hier dargestellt haben. Fakt ist: Die Rentnerin-
nen und Rentner in Österreich bekommen deutlich höhe-
re Leistungen. Das, werter Kollege Schiewerling, haben 
Sie ausgeblendet.

Zu ihren Einwänden.

Erstens zu den 15 Jahren. Nur 7 dieser 15 Jahre müs-
sen Erwerbsarbeit sein; die restlichen Jahre können sich 
auf Kindererziehungszeiten und andere Zeiten beziehen. 
Das ist schon ein riesiger Unterschied.

Zweitens. Dadurch, dass es sich um eine Erwerbstä-
tigenversicherung handelt, sind auch fast alle drin und 
haben die meisten auch diese 15 Jahre. Selbst wenn sie 
die 15  Jahre nicht haben, bekommen sie eine von den 
Ländern finanzierte Mindestsicherung in Höhe von 
889,84 Euro.

(Markus Kurth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Eine Grundsicherung haben wir auch!)

Sie wird in Wien, wo 2,1  Millionen Menschen leben, 
auch 14-mal im Jahr gezahlt, im Rest Österreichs 12-mal. 

Selbst das sind 85 Euro mehr, als die Grundsicherung im 
Alter derzeit in Deutschland durchschnittlich beträgt. 
Wenn die Ösis das bei einem Preisniveau finanzieren 
können, das nur 5 Prozent höher ist als das unsere, dann 
muss man hier schon ganz schön filibustern, um das nicht 
hinzubekommen.

(Zuruf von der CDU/CSU: Fragen Sie da mal 
die Länder!)

Was die Finanzierung angeht, habe ich Ihnen etwas 
mitgebracht.

(Der Redner hält ein Schaubild hoch)

Das Blaue und das Schwarze sind die wichtigen Linien. 
Sozialminister Alois Stöger hat Ihnen, Herrn Rosemann, 
Herrn Strengmann-Kuhn und mir persönlich gesagt – das 
sagt übrigens nicht nur er, sondern auch der Finanzmi-
nister  –, bis 2060 sei das durchgängig finanziert. Wa-
rum schaffen die das? Es ist ganz einfach: Sie haben die 
Beamten einbezogen, die jetzt einzahlen, da die gebur-
tenstarken Jahrgänge in Rente gehen, und erst dann eine 
Rente bekommen werden, wenn wir alle schon da oben 
oder da unten sind – je nachdem, ob wir brav waren oder 
nicht und ob wir gläubig sind oder nicht. Deswegen sage 
ich Ihnen, Herr Schiewerling: Lassen Sie uns eine Er-
werbstätigenversicherung auf den Weg bringen, in die 
alle Menschen mit Erwerbseinkommen einzahlen. Dann 
bekommen wir das auch hin.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Weil ich meine Zeit nicht überstrapazieren will, –

(Markus Kurth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist schon passiert!)

Vizepräsidentin Ulla Schmidt: 
Dazu möchte ich auch raten.

Matthias W. Birkwald (DIE LINKE): 
– will ich mit einer Frage an Herrn Schiewerling en-

den: Herr Schiewerling, sind Sie für die Rente erst ab 
70 – das würde mich interessieren –, oder finden Sie, dass 
die Rente erst ab 67 reicht?

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Ulla Schmidt: 
Vielen Dank. – Sie haben die Zeit zwar nicht überstra-

paziert, aber voll ausgenutzt.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das 
darf ich ja wohl auch!)

Jetzt hat der Kollege Schiewerling die Gelegenheit zur 
Antwort. – Bitte schön.

Karl Schiewerling (CDU/CSU): 
Herzlichen Dank. – Ich bleibe bei meiner Aussage. Wir 

haben nämlich nicht nur mit dem Finanzminister geredet, 
sondern auch mit verschiedenen Instituten in Österreich. 
In diesen Gesprächen kam schon sehr deutlich zum Aus-
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druck, dass Österreich vor großen Finanzierungsproble-
men steht und dass man dabei ist, die Rente zu verändern, 
weil man die Leistungen in der jetzigen Form nicht mehr 
erbringen kann. Das gehört zur Wahrheit dazu. Ich sage 
Ihnen, Herr Birkwald: Ich verstehe Ihre Begeisterung. 
14 Monate Rentenzahlungen lassen die Augen leuchten. 
Da leuchten die Augen auch bei mir. Ich sage Ihnen aber: 
Das muss auch finanziert werden.

Ich bin strikt dagegen, dass wir uns die Situation in an-
deren Ländern anschauen, uns die Rosinen herauspicken, 
ausblenden, welche Nachteile das dortige System hat,

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Wel-
che denn?)

und glauben, die einzelnen Puzzleteile in Deutschland 
zum Wohle aller wieder zusammensetzen zu können. 
Am Ende des Tages bedeutet das Systemveränderungen, 
und es kostet Geld. Es muss finanziert werden, es muss 
tragfähig sein, und es muss akzeptiert werden. Ich sage 
Ihnen: Das ist nicht so einfach, wie Sie es darstellen.

Zu Ihrer Frage. Ich bin dafür, dass wir zunächst ein-
mal das, was wir bis zum Jahre 2029 beschlossen haben, 
umsetzen. Dann nämlich werden wir die Rente mit 67 ha-
ben, vorher noch nicht. Sie wird erst dann ihre Wirkung 
entfalten. Dann schauen wir, wie weit wir sind. Man 
muss aber zumindest die demografische Entwicklung in 
Deutschland zur Kenntnis nehmen. Die Menschen leben 
länger, und es werden weniger geboren. Eine Rolle spielt 
darüber hinaus die Rentenlaufzeit.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: 
22 Prozent sterben vor 70!)

Jemand, der 1961 in Rente gegangen ist, hatte als Rent-
ner statistisch noch sieben oder acht Jahre zu leben. Je-
mand, der heute in Rente geht, hat noch 18 bis 19 Jahre 
zu leben. 

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Wie 
hoch war das Bruttoinlandsprodukt damals?)

Das muss ich doch zur Kenntnis nehmen, damit Renten-
system finanzierbar bleibt, weil es gleichzeitig auch ein 
Versicherungssystem ist, und darf den Menschen keinen 
Sand in die Augen streuen und sagen: Es spielt alles kei-
ne Rolle, es wird alles schon so gehen.

Ich bin mir sicher, dass sich ab 2029 die eine oder 
andere Frage im Lichte aktueller Entwicklungen mög-
licherweise neu stellen wird. Deswegen diskutiere ich 
nicht über einzelne Dinge. Ich sage nicht: Das Renten-
niveau darf auf keinen Fall zu tief sinken oder zu hoch 
gehen. Ich sage auch nicht: Der Beitragssatz darf eine 
bestimmte Höhe nicht überschreiten oder unterschreiten. 
Wir haben hier Regelungen eingeführt. So sage ich auch 
nicht: Die Rente mit 67 ist das letzte Wort. Wir müssen 
uns vielmehr die Dinge im Lichte der Gesamtentwick-
lung, in der wir uns befinden, anschauen. 

Im Übrigen: Wenn ich zum Thema Rente vortrage, 
dann wundere ich mich immer, dass die Rentnerinnen 
und Rentner in Deutschland die meiste Sorge haben we-
gen der in ihren Augen zu langen Lebensarbeitszeit. Die 
jüngeren Menschen wissen längst, dass sie für das, was 

sich im Augenblick demografisch abspielt, eines Tages 
mit zu bezahlen haben werden; 

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Des-
wegen sind sie auch bereit, mehr Beiträge zu 
zahlen, wenn sie dafür eine anständige Rente 
bekommen!)

denn die Situation ist so, wie sie ist. Die jungen Men-
schen sind realistischer als die Linken. 

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Ulla Schmidt: 
Vielen Dank.  – Jetzt hat aber der Kollege Markus 

Kurth für Bündnis 90/Die Grünen das Wort.

Markus Kurth (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, man muss zu die-
sem Zeitpunkt der Debatte den Menschen draußen im 
Land und auch den vielen jungen Menschen heute hier 
auf der Tribüne eines klarmachen: Die gesetzliche Ren-
tenversicherung, die umlagefinanzierte, ist grundsätzlich 
leistungsfähig, solidarisch und anpassungsfähig. 

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
und bei der CDU/CSU sowie bei Abgeordne-
ten der SPD und der LINKEN)

– Ja, ich glaube, da können wir eigentlich alle klatschen.

Die gesetzliche Rentenversicherung ist so leistungs-
fähig, dass sie in den mehr als 125 Jahren ihres Beste-
hens nur in einem einzigen Monat die Rentenzahlung 
nicht pünktlich geleistet hat, und das war der Mai 1945. 
Sie ist so solidarisch, dass sie die große Anstrengung der 
deutschen Einheit mit bewältigt hat. Wir hätten uns die 
Finanzierung anders vorgestellt, aber das System der 
deutschen Rentenversicherung hat das geschafft. Sie ist 
so anpassungsfähig, dass sie das Leistungsspektrum wei-
terentwickelt hat. Beispielhaft sei hier nur die berufliche 
Rehabilitation genannt, wo die gesetzliche Rentenversi-
cherung beispielsweise in ihren Berufsförderungswerken 
bei Neuausbildungen und anderem Großartiges leistet. 
Ich glaube, das muss ich zu Beginn meines Beitrages der 
Schwarzmalerei, die von der Fraktion Die Linke kommt, 
entgegenstellen.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Mit dem so beschriebenen Spektrum ist die gesetzliche 
Rente jedem kapitalmarktgestützten System haushoch 
überlegen. Manche neoliberalen Ökonomen, die unter 
Beweis stellen wollen, dass der Aktienmarkt die Alterssi-
cherung genauso gut oder sogar noch besser übernehmen 
könne, nennen gerne folgendes Argument. Sie sagen, in 
jedem beliebigen, 20  Jahre umfassenden Zeitraum seit 
Ende des Zweiten Weltkrieges habe der Aktienmarkt 
eine positive Rendite gebracht. 20 Jahre! 20 Jahre sind 
nicht einmal ein halbes Erwerbsleben. 40 Jahre – denken 
wir in diesen Zeiträumen? 60 Jahre? Nein, es kann bis zu 
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80 Jahre dauern: von der ersten Beitragszahlung bis zum 
letzten Schnaufer auf dem Totenbett. Das sind die Zeit-
räume, mit denen die gesetzliche Rentenversicherung, 
das Umlagesystem, operiert. Das muss man sich einmal 
vor Augen halten.

(Karl Schiewerling [CDU/CSU]: Sehr richtig!)

Deswegen bestreitet die gesetzliche Rentenversi-
cherung auch 90  Prozent der Gesamtausgaben für die 
Alterssicherung; das sind im Moment knapp 300  Mil-
liarden Euro. Die kapitalgestützte Vorsorge ist eine zu-
sätzliche Alterssicherung, nicht weniger, aber eben auch 
nicht mehr. Darum sollten wir vielleicht nicht von einem 
Drei-Säulen-System sprechen, sondern besser von einem 
Drei-Schichten-System mit einem Fundament  – das ist 
die gesetzliche Rentenversicherung – und darauf aufbau-
end weiteren Sicherungsbereichen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Matthias Zimmer [CDU/CSU]: Cappucci-
no-Modell!)

Gleichwohl ist die Rentenversicherung natürlich 
nichts Statisches, was unveränderlich ist. Man redet in 
der Öffentlichkeit immer gerne vom Bismarck-System. 
Wenn die Versicherung immer noch so wäre, wie sie zu 
Bismarcks Zeiten war, dann gäbe es sie gar nicht mehr.

(Karl Schiewerling [CDU/CSU]: Genau!)

Sie hat sich weiterentwickelt, und auch Bündnis 90/Die 
Grünen wollen sie weiterentwickeln und stabilisieren.

Was braucht es dazu? Ich will mich auf drei Kern-
punkte beschränken: Wir brauchen eine vernünftige 
Einkommensversicherung – damit wird das Thema Ren-
tenniveau adressiert  –, wir brauchen eine verlässliche 
Armutssicherung, und wir brauchen eine funktionierende 
Solidargemeinschaft. 

Ich will mit dem letzten Punkt anfangen. Wir brauchen 
diese funktionierende Solidargemeinschaft, und darum 
wollen wir die Bürgerversicherung – aus zwei Gründen:

Zum einen verändert sich die Arbeitswelt. Wir haben 
es mit neuen Formen von Selbstständigkeit zu tun. Dort 
drohen auch neue Formen von Altersarmut. Darum ist es 
eine sozial- und ordnungspolitische Aufgabe, den Kreis 
der Versicherten zuerst insbesondere um die nicht ander-
weitig abgesicherten Selbstständigen zu erweitern. 

Zum anderen brauchen wir als funktionierende Soli-
dargemeinschaft eine Bürgerversicherung, weil die Ver-
sicherten – die Mehrheit der Bürger in diesem Land –, 
glaube ich, merken und es nicht gut finden, dass sich 
Leute vom Acker machen. Sie unterstellen ihnen – häufig 
ist es ja auch so –, dass sie in einer wirtschaftlich besse-
ren Situation sind. Wir wollen perspektivisch alle einbe-
ziehen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, hier blicke ich auch 
auf uns. Auch wir Abgeordnete müssen in die Bürgerver-
sicherung.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der LIN-
KEN – Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: 
In die Erwerbstätigenversicherung!)

Es wird viel ausmachen, wenn die Bürgerinnen und Bür-
ger wissen, dass auch wir Abgeordnete das, was wir hier 
beschließen, in unserer Renteninformation sehen wer-
den. Das ist ein wichtiger Schritt für mehr Akzeptanz.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie von der Großen Koalition  – das kann ich Ihnen 
nicht ersparen – haben in der vergangenen Legislaturpe-
riode durch Sonderregelungen für Honorarärzte und für 
angestellte Anwälte, sogenannte Syndikusanwälte, die 
funktionierende Solidargemeinschaft, die besteht, leider 
sogar noch ausgehöhlt. Das ist genau das Gegenteil von 
dem, was Bündnis 90/Die Grünen wollen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Daneben brauchen wir die Armutssicherung. Wer in 
seinem Leben mehr als 30 Jahre lang gearbeitet, Kinder 
großgezogen und Eltern gepflegt hat, vielleicht auch ein-
mal ein, zwei oder drei Jahre arbeitslos war, also eine 
halbwegs intakte Erwerbsbiografie vorweisen kann, aber 
nur sehr wenig verdient hat, der muss mindestens 30 Ent-
geltpunkte, also eine Rente oberhalb des Existenzmini-
mums, haben.

(Zuruf des Abg. Matthias W. Birkwald [DIE 
LINKE]) 

Wir sagen: Auch Ansprüche aus der Betriebsrente und 
der Riester-Rente müssen geschützt sein. Sie dürfen auf 
diese Garantierente nicht angerechnet werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: 30 Jah-
re: Das steht nicht in eurem Antrag!)

Der letzte Punkt, den ich hier noch ansprechen kann, 
ist die Einkommensversicherung. Es geht um das Ren-
tenniveau. Hier bildet sich ein neuer Konsens; das finde 
ich schon einmal gut.

Der Arbeitnehmerflügel der CDU hat, wie ich gehört 
habe, 45  Prozent angepeilt, Andrea Nahles schlägt ein 
Rentenniveau von 46 Prozent vor. Wir haben auf unse-
rem letzten Parteitag unser Wahlprogramm beschlossen, 
nach dem das Rentenniveau nicht weiter sinken sollte. 
Das heißt, wir haben hier schon eine Orientierungsmar-
ke. Die brauchen wir auch, weil sonst die Angehörigen 
der Mittelschicht, die wir für dieses System brauchen, 
nicht mehr erkennen können, dass ihr Einkommen an-
ständig versichert ist. 

Aber natürlich muss man das vernünftig finanzieren.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Wir 
haben einen Vorschlag gemacht!)

Dafür machen wir verschiedene Vorschläge: Wir wollen 
die Erwerbsbeteiligung von Frauen weiter vorantreiben;

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Sehr 
gut!)

Zuwanderung kann zwar nicht kurzfristig, aber perspek-
tivisch zur Finanzierung beitragen; auch die Erweiterung 
des Versichertenkreises im Rahmen einer Bürgerversi-
cherung wird zumindest helfen, den demografischen Bu-
ckel zu bewältigen, und natürlich müssen wir durch eine 
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alters- und alternsgerechte Gestaltung der Arbeitswelt 
die Voraussetzungen dafür schaffen, 

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Rich-
tig!)

dass wir besser, länger und gesünder arbeiten können.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Macht 
die Linke mit!)

Das ist eine Finanzierungsgrundlage, die es erlaubt, dass 
sich eventuelle Beitragsanstiege im Rahmen halten.

Wir könnten mit der Verbesserung der Finanzierung 
der Rentenversicherung sofort anfangen, wenn wir Dinge 
wie die Mütterrente nicht aus Beitragsgeldern, sondern 
aus Steuergeldern finanzieren würden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Auch hier, muss man sagen, haben Sie von der Großen 
Koalition in den letzten vier Jahren wieder etwas versagt.

Meine Damen und Herren, Sie sehen also: Die Renten-
politik von Bündnis 90/Die Grünen, unser Gesamtkon-
zept, das wir in dieser Debatte vorgelegt haben, versucht, 
das Wünschenswerte, das Machbare und das Notwendi-
ge zusammenzubringen und nachhaltig zu entwickeln. In 
Anlehnung an unsere Spitzenkandidatin Katrin Göring-
Eckardt möchte ich auf jeden Fall sagen: Was wir hier 
vorschlagen – lesen Sie es im Internet nach –, das ist ein 
heißes Ding.

Danke schön.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU, 
der SPD und der LINKEN  – Matthias W. 
Birkwald [DIE LINKE]: Der war gut!)

Vizepräsidentin Ulla Schmidt: 
Vielen Dank. – Jetzt hat Dr. Martin Rosemann für die 

SPD-Fraktion das Wort.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Martin Rosemann (SPD): 
Verehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ein 
zentrales Versprechen unseres Sozialstaats ist es, dass 
diejenigen, die ihr Leben lang gearbeitet und unsere so-
zialen Sicherungssysteme mit ihren Beiträgen unterstützt 
haben, im Alter anständig leben können. Rente muss 
Altersarmut verhindern und muss einen angemessenen 
Lebensstandard sichern. Das gilt heute, aber auch in Zu-
kunft. Alterssicherung muss verlässlich und finanzierbar 
sein. Das gilt sowohl für Jung als auch für Alt; das gilt 
für die Generation von heute und für die Generation von 
morgen und von übermorgen.

Genau da setzt das Gesamtkonzept zur Alterssiche-
rung, das unsere Ministerin Andrea Nahles vorgelegt hat, 
an. Es stärkt die gesetzliche Rente und die betriebliche 
Altersvorsorge. Es bekämpft Altersarmut gezielt. Es 
verbessert die soziale Absicherung von Selbstständigen. 

Und es schafft 27 Jahre nach der deutschen Einheit ein 
einheitliches Rentenrecht in Ost und West.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Zulas-
ten zukünftiger Rentenbezieher im Osten!)

Meine Damen und Herren, für die SPD ist klar: Die 
gesetzliche Rente ist und bleibt der zentrale Grundpfeiler 
unserer Alterssicherung. Wir wollen ein weiteres Absin-
ken des Rentenniveaus verhindern. Deshalb begrüßen 
wir den Vorschlag der Ministerin für eine doppelte Hal-
telinie.

(Beifall bei der SPD)

Markus Kurth, dir will ich an dieser Stelle sagen: 
46  Prozent sind die gesetzliche Haltelinie im Gesamt-
konzept der Ministerin, aber das ist nicht die politische 
Zielgröße. Natürlich müssen wir alles tun – das muss das 
politische Ziel bleiben –, damit das Rentenniveau über 
diesen 46 Prozent bleibt. Mit dieser doppelten Haltelinie 
wird das Rentenniveau stabilisiert, ohne dass die Bei-
träge übermäßig steigen. Das ist insbesondere deshalb 
wichtig, weil wir wissen, dass eben nicht nur die Ren-
tenversicherung von der demografischen Veränderung 
betroffen ist, sondern auch die Krankenversicherung und 
die Pflegeversicherung.

Beides, eine Stabilisierung des Niveaus und eine Ver-
hinderung eines übermäßigen Anstiegs der Rentenbeiträ-
ge, funktioniert nur, wenn wir mehr Steuermittel in Form 
eines Demografiezuschusses, wie das die Ministerin ge-
nannt hat, einbringen und wenn wir gesamtgesellschaftli-
che Aufgaben konsequent über Steuermittel finanzieren.

Dieses Konzept der doppelten Haltelinie ist in der 
Anhörung, die der Ausschuss für Arbeit und Soziales zur 
Rentenpolitik gemacht hat, auf positive Resonanz gesto-
ßen. Ich darf mit Erlaubnis der Frau Präsidentin Herrn 
Dr. Thiede von der Deutschen Rentenversicherung zitie-
ren, der gesagt hat:

Wir halten dieses Konzept für sehr sinnvoll, weil es 
sicherstellt, dass die demographischen Belastungen 
nicht einseitig einer Gruppe zugewiesen werden. 
Wenn man gar keine Haltelinie hätte, oder nur eine, 
dann wäre die Wahrscheinlichkeit sehr groß, dass 
die demographische Belastung ganz überwiegend 
oder sogar komplett entweder die Beitragszahler 
oder die Rentenempfänger tragen müssten.

Die gleiche Anhörung hat auch deutlich gemacht, dass 
Altersarmut eben nicht vorrangig eine Frage des Ren-
tenniveaus ist, sondern eine Frage der Erwerbsbiografie. 
In diesem Zusammenhang wurden bestimmte Perso-
nengruppen genannt: Kleinselbstständige, Erwerbsge-
minderte, Langzeitarbeitslose, die von Altersarmut be-
sonders betroffen sind. Auch hier hat die Ministerin mit 
ihrem Gesamtkonzept zielgerichtete Vorschläge vorge-
legt. Wir als Große Koalition verbessern – das werden 
wir am Freitag debattieren  – zum zweiten Mal die Er-
werbsminderungsrente, weil Erwerbsminderung ein so 
zentrales Risiko für Altersarmut ist.

Darüber hinaus hat die Ministerin vorgeschlagen, 
Selbstständige in die gesetzliche Rentenversicherung 
einzubeziehen. Das unterstützt unsere Fraktion als ersten 

Markus Kurth
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konkreten Schritt hin zu einer Erwerbstätigenversiche-
rung ganz ausdrücklich.

(Beifall bei der SPD)

Wir wollen: Wer sein Leben lang gearbeitet, Kinder 
erzogen oder Angehörige gepflegt hat, der soll, auch 
wenn das Einkommen gering war, im Alter nicht zum 
Sozialamt gehen müssen. Das ist für uns Sozialdemo-
kratinnen und Sozialdemokraten eine Frage der Würde. 
Deshalb unterstützen wir den Vorschlag der Ministerin 
für eine Solidarrente. Wir halten es für einen sehr klugen 
Vorschlag, dass sie für diese Personen in jedem Fall über 
der Grundsicherung liegt, unabhängig davon, ob sie auf 
dem flachen Land in Mecklenburg-Vorpommern oder in 
Ballungsräumen wie in Stuttgart oder Tübingen leben. 
Wir fragen uns, warum der Koalitionspartner an dieser 
Stelle diesen pragmatischen und sinnvollen Vorschlag 
nicht unterstützen konnte. 

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, um die demografischen 
Herausforderungen  – also Babyboomer, sinkende Ge-
burtenrate und steigende Lebenserwartung  – auch in 
Zukunft bewältigen zu können, braucht es neben einer 
starken gesetzlichen Rente auch eine möglichst flächen-
deckende betriebliche Altersvorsorge. Mit unserer Be-
triebsrente Plus setzen wir genau da an. Wir setzen auf 
eine zielgenaue Förderung von Geringverdienern, eine 
stärkere Arbeitgeberfinanzierung bei der betrieblichen 
Altersvorsorge und auf einfache und attraktive Angebote 
für Arbeitgeber und Arbeitnehmer durch die Tarifpartner, 
von denen auch kleine und mittlere Unternehmen profi-
tieren können. Vor allem setzen wir bei der betrieblichen 
Altersvorsorge auf Solidarität: große kollektive Systeme 
statt individuelle Lösungen. 

Ich komme zum Schluss. Egal ob gesetzliche Ren-
te oder betriebliche Altersvorsorge: Grundlage für gute 
Renten ist immer eine gute wirtschaftliche Entwicklung. 
Auch gilt für jede und jeden Einzelnen der Zusammen-
hang zwischen guter Bildung, guter Arbeit, guten Löh-
nen und guten Renten. Deswegen fängt gute Rentenpo-
litik schon mit der Bildungspolitik an und geht auf dem 
Arbeitsmarkt weiter. Deshalb müssen wir Erwerbsbio-
grafien stärken und gleiche Chancen schaffen. 

Genau das haben wir in dieser Wahlperiode an unter-
schiedlichen Stellen begonnen: mit der Einführung des 
gesetzlichen Mindestlohns, mit Anreizen für eine bes-
sere Tarifbindung, mit der Regulierung von Leiharbeit 
und Werkverträgen, mit all dem, was wir getan haben 
und noch tun wollen, um die Lohnungleichheit zwischen 
Frauen und Männern zu reduzieren, und vor allem auch 
dadurch, dass wir es Menschen ermöglichen, länger ge-
sund im Arbeitsleben zu bleiben, mit einem vorsorgen-
den Sozialstaat, der in Prävention und Rehabilitation und 
in die Qualifikation der Beschäftigten investiert und sie 
auf dem Weg durch das Arbeitsleben begleitet und auch 
bei Umbrüchen unterstützt. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Ulla Schmidt: 
Vielen Dank. – Jetzt hat der Kollege Peter Weiß für die 

CDU/CSU-Fraktion das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Peter Weiß (Emmendingen) (CDU/CSU): 

Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Sie diese 
Debatte verfolgen! Man kann feststellen: Es nahen Wah-
len: in Schleswig-Holstein, Nordrhein-Westfalen und 
dann im September die Bundestagswahl, und das befeu-
ert natürlich die politischen Parteien und die Fraktionen, 
viel Gutes, Neues, Schönes und auch Teures zu verspre-
chen. 

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Wir 
versprechen nicht! Wir fordern!)

Ich empfehle, den alten Spruch „Wahltag ist Zahl-
tag“ ernst zu nehmen und sich vielleicht erst einmal an-
zuschauen, was in der Vergangenheit und vor allem in 
dieser Legislaturperiode gemacht worden ist. Meine sehr 
geehrten Damen und Herren, über ein Vierteljahrhundert 
lang sind in Sachen Rentenpolitik wegen der ökonomi-
schen Zwänge eher Verschlechterungen eingetreten, üb-
rigens vor allem in einer Zeit, in der die Grünen mitre-
giert haben, Herr Kurth. 

Diese Legislaturperiode seit 2013 ist die erste seit 
25 Jahren, in der in der Rente einmal zusätzliche Leis-
tungen beschlossen worden sind – und kein Minus. Diese 
Legislaturperiode ist deshalb ein Gewinn für die Rentne-
rinnen und Rentner in Deutschland.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD  – Markus Kurth [BÜND-
NIS  90/DIE GRÜNEN]: Wer bezahlt das 
denn?)

Das Bemerkenswerteste ist erstens die Mütterrente: 
10 Millionen Rentnerinnen in Deutschland haben dank 
der Mütterrente, die wir beschlossen haben, mehr Rente 
als zuvor. Ein großartiger Erfolg! 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU  – 
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Aber 
nicht im Osten! Die Kinder im Osten sind Ih-
nen weniger wert!)

Zweitens zu den Erwerbsminderungsrenten. Darauf 
ist in den vorherigen Reden zu Recht Bezug genommen 
worden. Warum? Wenn jemand wegen eines Unfalls 
oder einer Krankheit vorzeitig aus dem Erwerbsleben 
ausscheiden muss und nichts mehr für seine Altersver-
sorgung tun kann, dann ist in der Tat der Sozialstaat ge-
fordert, so jemanden finanziell so auszustatten, dass er 
möglichst ohne zusätzliche staatliche Stütze leben kann. 
Deswegen haben wir zu Beginn dieser Legislaturperiode 
die Zurechnungszeit, also die Zeit, wie lange jemand hät-
te arbeiten können, wenn der Unfall nicht passiert wäre, 
um zwei Jahre verlängert. Darüber hinaus bringen wir in 

Dr. Martin Rosemann
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dieser Woche einen Gesetzentwurf ein, mit dem wir noch 
einmal drei Jahre obendrauf setzen.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Ja, 
4,50 Euro bringt das! Mehr wird das nicht im 
ersten Jahr! Super!)

Noch nie ist in Sachen Erwerbsminderungsrente so viel 
gemacht worden. Das ist auch richtig so.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD  – Matthias W. Birkwald 
[DIE LINKE]: 4,50 Euro! Super!)

Außerdem hat die Rentenversicherung eine wichtige 
Aufgabe, die manche manchmal vergessen. Sie soll näm-
lich auch etwas dafür leisten, dass die Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer, die in die Rentenversicherung 
einzahlen, möglichst gesund und munter bis zum Renten-
alter arbeiten können. Hier geht es also um das Angebot 
von Rehaleistungen. Weil wir sehen, dass wir in unseren 
Betrieben zunehmend ältere Belegschaften haben, haben 
wir beschlossen, den Rehadeckel, also das Budget für die 
Rehaleistungen der Rentenversicherung, hochzusetzen. 
Das Thema Reha kommt übrigens in den Anträgen der 
beiden Oppositionsfraktionen überhaupt nicht vor.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Doch! 
Wir haben jedes Mal Anträge eingebracht! Die 
haben Sie alle abgelehnt, Herr Weiß!)

Ja, es ist richtig: Wir wollen mehr Mittel für die Gesund-
heit unserer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Be-
trieben in Deutschland einsetzen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dazu gehört auch, dass wir der Rentenversicherung 
erstmals erlaubt haben, mehr in Sachen Prävention, also 
Vorsorge, zu machen. Wir führen jetzt erste Modellver-
suche durch. Der Kollege Rosemann, der vor mir gespro-
chen hat, und ich waren vor einiger Zeit gemeinsam in 
Stuttgart bei der Auftaktveranstaltung für ein Projekt, mit 
dem die Rentenversicherung zusammen mit den Berufs-
genossenschaften speziell für die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter in der Pflege, also einem Berufsfeld, in der 
man besonderen psychischen und auch physischen Be-
lastungen ausgesetzt ist, neue Vorsorgemodelle auspro-
biert. Ich finde, es ist eine großartige Sache, dass wir in 
dieser Legislaturperiode auch mehr Präventionsleistun-
gen durch die Rentenversicherung neu eingeführt haben.

(Beifall bei der CDU/CSU  – Dr.  Martin 
Rosemann [SPD]: Es ist ja schön, dass wir 
euch davon überzeugt haben!)

Dann komme ich zum Stichwort „Flexirente“. Meine 
sehr geehrten Damen und Herren, wir haben es möglich 
gemacht, dass derjenige, der mit 63 oder 64 Jahren vor-
zeitig mit Abschlägen in Rente gehen will, nicht bestraft 
wird, wenn er dann noch irgendeine Arbeit ausüben oder 
einen Job annehmen will, und mehr behalten kann als in 
der Vergangenheit. Das attraktive Angebot an alle Rent-
nerinnen und Rentner, Rentenbezug und Hinzuverdienst 
durch Arbeit miteinander zu verbinden, halte ich für eine 
Lösung, die zukunftsgerichtet ist; denn so gleitet man 
langsam aus dem Erwerbsleben heraus und bezieht schon 

einmal einen Teil Rente, arbeitet aber auch noch einen 
Teil. Damit haben wir endlich eine Sache umgesetzt, die 
vernünftig ist und Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern mehr Wahlmöglichkeiten bei der Rente schenkt. 
Das ist ein großartiger Erfolg, den wir hinbekommen 
haben.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Weil in der Debatte das Thema Steuermittel angespro-
chen worden ist: Wir geben in diesem Jahr, im Jahr 2017, 
so viele Steuermittel in die Rente wie noch nie, nämlich 
91 Milliarden Euro. Das sind 27,6 Prozent des gesamten 
Bundeshaushalts. Angesichts der umfänglichen Aufga-
ben, die der Staat zu erfüllen hat, sind 27,6 Prozent allein 
für die Rente eine großartige Leistung, die der Staat für 
die Sicherung unseres Rentensystems erbringt – und das 
bei dem seit 20 Jahren niedrigsten Beitragssatz zur Ren-
tenversicherung. Er liegt derzeit bei 18,7 Prozent. Bitte 
denken Sie einmal zurück, wann es das je gegeben hat.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wenn Wahl-
tag Zahltag ist, dann sollte man sich das anschauen, was 
wir geleistet haben, und weniger auf das Wolkenkucku-
cksheim dessen schauen, was einem für die Zukunft 
Großartiges versprochen wird.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Martin Rosemann [SPD])

Trotzdem will ich gerne zugeben, dass die Frage, wie 
sich das Rentenniveau in der Zukunft entwickelt, für uns 
eine entscheidende Rolle spielt. Seinerzeit hat Rot-Grün 
bei der Riester’schen Rentenreform Sicherungsziele, auf 
die man sich verlassen kann, also gesetzliche Garantien, 
wie tief das Niveau höchstens sinken darf, nur bis zum 
Jahr 2030 festgelegt. Deswegen wird es die Aufgabe in 
der nächsten Legislaturperiode sein – und das wollen wir 
als Union machen –, festzulegen, dass auch nach 2030 
verlässliche Ziele sowohl für die Beitragssätze als auch 
für das Rentenniveau in Deutschland gelten.

(Beifall bei der CDU/CSU  – Matthias W. 
Birkwald [DIE LINKE]: Wie viel? Dazu sagt 
ihr nichts!)

Jeder weiß, dass die gesetzliche Rente umlagefinan-
ziert ist. Das, was die Jungen heute einzahlen, erhalten 
morgen die Alten als Rente ausgezahlt. Die gesetzliche 
Rente ist die wichtigste und verlässlichste Säule in der 
Altersversorgung. Aber sie bedarf einer Zusatzrente, die 
nach dem Motto finanziert wird: Das sparen Sie sich für 
das Alter an. – Deswegen werden wir noch im Mai ein 
Gesetz beschließen, das die Zielsetzung hat, möglichst 
jedem Arbeitnehmer in Deutschland die Finanzierung 
und den Aufbau einer solchen Zusatzrente zu ermögli-
chen. Wir werden erstmalig einen Geringverdienerzu-
schuss für die betriebliche Altersversorgung einführen. 
Wir werden erstmalig eine gesetzliche Regelung einfüh-
ren, dass das, was man sich als zusätzliche Altersversor-
gung angespart hat, dann, wenn man im Alter doch zu 
wenig hat und staatliche Unterstützung beantragen muss, 
auf die Grundsicherung nicht voll angerechnet wird, son-
dern dass mindestens 100 Euro zusätzlich übrig bleiben.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Genau, 
904 statt 804 Euro! Super!)

Peter Weiß (Emmendingen)
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Das ist eine starke Botschaft an die Mitbürgerinnen und 
Mitbürger: Wenn du zusätzlich für die Altersversorgung 
ansparst, dann hast du auf jeden Fall 100 Euro jeden Mo-
nat mehr in der Tasche als derjenige, der nichts gemacht 
hat.  – Das wird die Bereitschaft vieler Mitbürgerinnen 
und Mitbürger stärken, zusätzlich etwas für die Rente zu 
tun; denn sie wissen: Wer zusätzlich für das Alter vor-
sorgt, steht am Schluss besser da als derjenige, der nichts 
getan hat. Das ist die Kernbotschaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Die Grundherausforderung, die unsere Gesellschaft 
gemeinsam stemmen muss, ist folgende: Wir wissen, dass 
in den kommenden Jahren und Jahrzehnten geburtenstar-
ke Jahrgänge in Rente gehen. Wir werden eine große Zahl 
neuer Jungrentnerinnen und Jungrentner zu verzeichnen 
haben. Diese Jungrentnerinnen und Jungrentner werden 
länger leben und länger Rente beziehen als die heutigen 
Rentnerinnen und Rentner. Alle sagen uns: Jawohl, die 
Lebenserwartung steigt weiter an. Diese Chance ist ge-
geben. – Das ist auch eine schöne Sache. Wir wissen aber 
auch, dass im Vergleich dazu relativ geburtenschwache 
Jahrgänge, also wenige junge Leute, neu in das Erwerbs-
leben eintreten. Das ist die riesige Herausforderung, die 
wir stemmen müssen. Wer in einer solchen Situation den 
Mitbürgerinnen und Mitbürgern Wolkenkuckucksheime 
verspricht nach dem Motto: „Es gibt mehr, und man muss 
weniger zahlen; es ist keine zusätzliche Anstrengung not-
wendig, um die Altersversorgung für die Zukunft abzusi-
chern“, der lügt die Bevölkerung schlichtweg an. 

Vor diesem Hintergrund sage ich: Wahltag ist Zahltag. 
Schauen Sie sich die Fakten an, die geschaffen wurden, 
und misstrauen Sie denjenigen, die zu viel versprechen!

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD  – Matthias W. Birkwald 
[DIE LINKE]: Sie versprechen Altersarmut! 
Das ist viel schlimmer!)

Vizepräsident Johannes Singhammer: 
Das Wort hat jetzt der Kollege Ralf Kapschack für die 

SPD.

(Beifall bei der SPD)

Ralf Kapschack (SPD): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ver-

ehrte Zuschauerinnen und Zuschauer! Gute Arbeit, gute 
Löhne sind die Grundlage für eine ordentliche gesetzli-
che Rente. Rente ist eben ein Spiegelbild des Erwerbsle-
bens. Das gilt auch für die betriebliche Altersversorgung, 
die schon ein paar Mal angesprochen wurde. Grau ist alle 
Theorie; entscheidend ist auf dem Platz. Das hat man 
nicht nur gestern Abend bei diesem wunderbaren Fuß-
ballspiel gesehen. Das gilt auch im richtigen Leben. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Bei der betrieblichen Altersversorgung ist der Platz das 
Unternehmen, in dem man arbeitet. Wer in Großbetrie-

ben und in Branchen mit starken Tarifpartnern arbeitet, 
hat in der Regel Anspruch auf eine Betriebsrente, und 
das ist gut so. Wir wollen aber, dass alle Beschäftigten 
Zugang zur Betriebsrente bekommen. Das ist für uns 
eine Frage der Gerechtigkeit. Die betriebliche Altersver-
sorgung ist ein eingeführtes Instrument. Deshalb spielt 
sie bei der Altersversorgung eine wichtige Rolle. In der 
schon genannten Befragung der IG Metall sprechen sich 
die Beschäftigten der Metallindustrie für eine stärkere 
betriebliche Altersversorgung aus. 

(Beifall bei der SPD – Matthias W. Birkwald 
[DIE LINKE]: Ja, aber nur arbeitgeberfinan-
ziert!)

Die betriebliche Altersversorgung ist für uns die beste 
Ergänzung zur gesetzlichen Rente – damit das klar ist: 
eine Ergänzung und kein Ersatz  –, weil sie eine Men-
ge Vorteile gegenüber der privaten Vorsorge bietet, wie 
Martin Rosemann bereits ausgeführt hat. Die betriebli-
che Altersversorgung wird im Kollektiv, in großer Zahl 
organisiert und hat dementsprechend Vorteile, was Kos-
ten und Anlagemöglichkeiten angeht. Sie trägt auch dazu 
bei, gesellschaftliche Solidarität in die Altersversorgung 
zu bringen.

Ich sage ganz offen: Mir wäre es am liebsten, es gäbe 
endlich nicht nur eine Verpflichtung der Arbeitgeber, ein 
Angebot zur betrieblichen Altersversorgung zu machen, 
sondern auch die Verpflichtung, sich finanziell daran zu 
beteiligen.

(Beifall bei der SPD – Matthias W. Birkwald 
[DIE LINKE]: Mindestens zur Hälfte! Dann 
wären wir auch einverstanden!)

Dabei gibt es eine deutliche Übereinstimmung mit Bünd-
nis 90/Die Grünen. Politisch durchsetzbar ist das im Mo-
ment allerdings leider nicht. Deshalb wählen wir zurzeit 
einen anderen Weg und setzen auf die Tarifpartner. Tarif-
partner können am besten beurteilen, wo es Regelungen 
der betrieblichen Altersversorgung geben soll, die sich 
an den jeweiligen Gegebenheiten, Arbeitsbedingungen, 
Alters- und Qualifikationsstrukturen orientieren. Tarif-
partner sind für uns auch diejenigen, die mit ihrer Kom-
petenz und Erfahrung für die Qualität der betrieblichen 
Altersversorgung stehen. Ich weiß, das wird bei unserem 
Koalitionspartner nicht uneingeschränkt so gesehen.

Mit dem Betriebsrentenstärkungsgesetz, das wir in 
den nächsten Wochen verabschieden werden, erfinden 
wir die betriebliche Altersversorgung nicht neu, nein, wir 
stärken sie, wir schaffen eine Betriebsrente plus.

(Beifall bei der SPD)

Wir schaffen eine steuerliche Förderung für Arbeitgeber, 
die einen Beitrag leisten. Wir schaffen eine neue Förde-
rung für Geringverdiener. Wir schaffen einen Freibetrag 
in der Grundsicherung – das ist eben vom Kollegen Weiß 
schon angesprochen worden –, und wir wollen – das sage 
ich an dieser Stelle ganz klar –, dass die eingesparten Ar-

Peter Weiß (Emmendingen)
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beitgeberbeiträge bei der Entgeltumwandlung vollstän-
dig bei den Beschäftigten landen.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Bisher 
stehen im Gesetz aber nur 15  Prozent drin, 
nicht 20,7 Prozent!)

So könnte auch die ärgerliche Belastung durch den vol-
len Krankenkassenbeitrag auf Betriebsrenten zumindest 
abgemildert werden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, mit dem Sozialpart-
nermodell schaffen wir einfache und übersichtliche Zu-
gänge. Gerade die Komplexität und der Aufwand sind in 
kleinen und Kleinstunternehmen oft der Grund, warum 
es dort keine Betriebsrenten gibt. Das wollen wir ändern.

Wir geben den Tarifpartnern neue Möglichkeiten, aber 
auch mehr Verantwortung. Mir ist schon klar, dass der 
Verzicht auf Garantien in diesem Modell eine kommuni-
kative Herausforderung ist. Ich sage aber ganz deutlich 
an die Adresse der Linken: Es ist nicht nur unredlich, 
sondern schlicht falsch, zu behaupten, dass der Verzicht 
auf Garantien mit dem Verzicht auf Sicherheit einher-
geht.

(Beifall bei der SPD – Matthias W. Birkwald 
[DIE LINKE]: Das werden wir dann sehen! 
Bei der Riester-Rente haben Sie auch das 
Blaue vom Himmel versprochen!)

Außerdem stehen die Tarifpartner mit ihrem Renom-
mee für eine seriöse Anlagepolitik. Es ist doch kein Zu-
fall, Matthias, wenn sich gerade in dieser Situation Verdi 
mit dem Gedanken trägt, ein eigenes Versorgungswerk 
aufzubauen, um eine zusätzliche betriebliche Altersver-
sorgung im Dienstleistungsbereich zu schaffen.

(Beifall bei der SPD)

Es kann doch nicht wirklich euer Ernst sein, dass ihr 
glaubt, Frank Bsirske sei ein Zocker, der mit dem Geld 
von Verkäuferinnen und Putzkräften spielt. Das kann 
doch wohl nicht ernst gemeint sein.

(Beifall bei der SPD – Markus Kurth [BÜND-
NIS  90/DIE GRÜNEN]: Nein, Herr Bsirske 
ist ein ehrenwerter Mann bei den Grünen!)

Also: Lasst das sein und bringt die Gewerkschaften nicht 
in Misskredit, die sonst immer euer erster Bündnispart-
ner sind.

Klar ist: Bei dem starken Wunsch nach Sicherheit beim 
Thema Altersversorgung wird es darauf ankommen, das 
Sozialpartnermodell so darzustellen, dass Chancen und 
Risiken in einem vernünftigen Verhältnis stehen. Mit der 
Betriebsrente plus schaffen wir neue Möglichkeiten. Wir 
schaffen schlicht und ergreifend ein Angebot. Vielleicht 
haben einige Unternehmen beim Thema Betriebsren-
te künftig ein bisschen von der Fantasie, der Dynamik 
und der Entschlossenheit, die Ousmane Dembélé gestern 
Abend beim 3 : 2 gegen Bayern gezeigt hat.

(Kai Whittaker [CDU/CSU]: Da ist aber je-
mand beseelt!)

Das wäre gut für die künftigen Rentnerinnen und Rent-
ner. Wir zeigen Ihnen gerne, wo das Tor steht.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Johannes Singhammer: 
Die Kollegin Jutta Eckenbach spricht als Nächste für 

die CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Jutta Eckenbach (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Nachdem 

ich einigen Reden heute Morgen hier zugehört habe, 
muss ich sagen: Das ist schon sehr polemisch und sehr 
spaltend. Natürlich gebe ich den Kollegen Peter Weiß 
und Karl Schiewerling recht: Es geht um Wahlen. Man 
will hier einfach Wahlveranstaltungen durchführen.

Wir müssen schauen, wie wir mit dem umgehen, was 
wir in Deutschland alle gemeinsam hart erarbeiten. Die 
Linken haben ihren Rentenantrag bereits im Januar 2017 
eingebracht; das wurde schon gesagt. Das geschah er-
staunlicherweise kurz nach Vorlage des Alterssiche-
rungsberichtes, und jetzt reden wir über den Armuts- und 
Reichtumsbericht. Das lässt vermuten, dass Ihre Anträge 
immer dann eingebracht werden, nachdem zuvor die ent-
sprechenden Berichte vorgelegt worden sind. Aber das 
lasse ich einmal außer Acht.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Ja, weil 
wir uns auf die Zahlen der Bundesregierung 
verlassen! Wir wollen seriöse Datengrundla-
gen verwenden!)

Die Alterssicherung in Deutschland steht nach wie 
vor auf drei Säulen – das finde ich ganz wichtig –: ge-
setzliche Rente, betriebliche Altersvorsorge und private 
Altersvorsorge. Alle drei Säulen – das ist das Wichtigs-
te überhaupt  – sind abhängig von der wirtschaftlichen 
Entwicklung. Ohne gute wirtschaftliche Entwicklung ist 
eine Alterssicherung nur sehr schwer erreichbar; ohne 
sie wird es nicht gehen. In der letzten Legislaturperio-
de haben wir bewiesen, dass wir in der Bundesrepublik 
Deutschland auf einem wirtschaftlich verdammt guten 
Weg sind. Die Arbeitslosigkeit war noch nie so niedrig 
wie im Moment, bezogen auf einen Zeitraum von 25 Jah-
ren – auch das muss man an dieser Stelle sagen –, und das 
bewirkt eine gute Konjunktur.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir haben ein solidarisches Rentensystem im Hin-
blick auf den Generationenvertrag. Es ist deswegen so-
lidarisch, weil es von allen Steuerzahlern mitfinanziert 
wird. Diese Solidarität ist auch an den vier Grundlagen 
des Sicherungssystems erkennbar: den Beiträgen, dem 
Rentenniveau, der Laufzeit von Renten und dem Bun-
deszuschuss. 

Ich will es noch einmal sagen: Die Renten werden 
auch über Steuern finanziert. Ich glaube, im aktuellen 
Haushalt sind 13,1 Milliarden Euro hierfür veranschlagt. 
Das nur noch einmal dazu, dass gefordert wurde, wir 

Ralf Kapschack
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müssten hier noch mehr tun. Die Mütterrente hat Kosten 
in Höhe von 13,1 Milliarden Euro verursacht. Sie ist also 
steuerfinanziert. All das, was ansonsten dazu gesagt wor-
den ist, ist zumindest an dieser Stelle nicht ganz richtig.

(Beifall des Abg. Karl Schiewerling [CDU/
CSU])

Lassen Sie mich auch noch etwas zu dem ausführen, 
was hier immer über das Rentenniveau gesagt wird. Ich 
habe mir einmal die Mühe gemacht, Folgendes nachzu-
sehen: Im Jahre  2002 gab es bei einem Durchschnitts-
verdienst von 23 341 Euro eine Standardrente in Höhe 
von 12 356 Euro bei einem Rentenniveau von 52,9 Pro-
zent vor Steuern. Im Jahre 2016 gab es bei einem Durch-
schnittsverdienst von 30  020  Euro eine Standardrente 
in Höhe von 14 367 Euro bei einem Rentenniveau von 
47,9  Prozent.  – Das heißt, das Rentenniveau ist zwar 
eine wichtige Stellschraube, aber nicht die einzige Stell-
schraube, an der wir drehen müssen. Wir dürfen nicht 
immer so tun, als ginge es nur um die Höhe des Renten-
niveaus. Zu berücksichtigen ist, dass wir es in Deutsch-
land mit unterschiedlichen wirtschaftlichen Lagen zu tun 
haben. Das ist doch die Ausgangslage dafür, wie wir die 
Berechnung vornehmen. Worüber wir reden müssen, ist, 
dass wir gesetzlich beschlossen haben  – ich hoffe, ich 
habe es richtig im Kopf –, dass das Rentenniveau bis zum 
Jahre 2029 nicht unter 43 Prozent sinkt. Diese Garantie 
gilt letztendlich.

Lassen Sie mich noch – so viel Zeit bleibt ja nicht – ei-
nen ganz wichtigen Punkt ansprechen, der meines Erach-
tens in der Diskussion über die Rente heute ein bisschen 
zu kurz gekommen ist. Viele Leute interessiert – auf der 
Besuchertribüne sitzen jüngere und auch ältere  –, wel-
che Rentenleistungen sie mit dem vollendeten 65., 66. 
oder, wenn sie 45 Jahre gearbeitet haben, 63. Lebensjahr 
bekommen. Das ist wichtig. Bis 2030 ist das alles gut 
abgesichert, mit Nachrüstungen. Wir werden über die 
betriebliche Altersvorsorge, die bAV, reden und an eini-
gen Stellschrauben drehen. Aber die Frage ist: Was ist 
ab 2030? Wir haben heute 2017. Ganze Jahrgänge sind 
in Schule, in Bildung. In die müssen wir investieren. 
Wenn wir jetzt nicht in Bildung investieren, wenn wir 
jetzt nicht gut für Bildung in Deutschland sorgen – die 
Bundesregierung hat eine Menge getan, um den Ländern 
behilflich zu sein, in Bildung zu investieren –, wenn wir 
uns nicht um die Jugendlichen kümmern, wenn wir uns 
nicht darum kümmern, dass die Jugendlichen übergangs-
los von der Schule auf einen Arbeitsplatz wechseln und 
damit den Weg in unsere Leistungsgesellschaft finden 
können, dann wird in den nächsten Jahrzehnten kein 
Rentensystem, egal wie wir es gestalten, funktionieren. 

Es ist unsere Aufgabe, mit darauf zu achten: Wie geht 
es der nächsten Generation, die ins Arbeitsleben kommt? 
Wie schaffen wir Arbeitsbedingungen, dass Menschen 
auch über 45  Jahre hinaus Leistung erbringen können? 
Dazu haben wir in dieser Legislaturperiode Gesetze be-
schlossen. Ich erinnere hier an die Rehabilitation. Ich 
erinnere aber auch an das Präventionsgesetz. Das ist et-
was wirklich Neues in dieser Legislaturperiode gewesen. 
Das haben wir beschlossen, um in den nächsten Jahren 
Menschen behilflich zu sein, am Arbeitsplatz bleiben 
und Leistung erbringen zu können. Denn eines ist klar: 

Es geht nur mit einer guten Leistung, einem guten Ar-
beitsplatz, einer guten Bezahlung; ansonsten wird es kei-
ne auskömmliche Rente geben.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Aber da sind auch die Tarifpartner mit im Boot. Sie 
werden hier überhaupt nicht genannt. Ich denke, die Ta-
rifpartner müssen an der Stelle mit dafür Sorge tragen; 
denn das kann doch keine gesetzliche Aufgabe sein. Es 
ist nicht meine Auffassung, dass wir gesetzlich in Tarif-
verträge eingreifen sollten.

(Zuruf des Abg. Matthias W. Birkwald [DIE 
LINKE])

– Da sind wir unterschiedlicher Meinung. – Wir sollten 
eines nicht tun, nämlich als Gesetzgeber dort eingreifen.

Wir sollten den Menschen sagen: Es ist nicht erstre-
benswert, von Sozialhilfe und Grundsicherung zu leben. 
Es ist erstrebenswert, sein Leben selbst gestalten zu 
können, in einer offenen, in einer freiheitlichen Gesell-
schaft. – Dieses zu ermöglichen, dazu sind wir da, dazu 
haben wir in Deutschland auch eine Menge getan. 

Ich würde mir sehr wünschen, dass wir das auch in 
Nordrhein-Westfalen erreichen könnten, wo am 14. Mai 
die Wahl ansteht. Ich wäre sehr froh darüber, wenn wir 
es schaffen würden, auch in Nordrhein-Westfalen etwas 
mehr für die Bildung zu tun, etwas mehr dafür zu tun, 
dass die Menschen in Arbeit kommen, damit unser Land 
auf gute Füße gestellt wird. Ich sage „unser Land“; denn 
ich komme aus Nordrhein-Westfalen.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Gutes 
Bundesland!)

Dieses Land hat es verdient, eine neue Regierung zu be-
kommen.

(Markus Kurth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Es wird gut regiert!)

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Johannes Singhammer: 
Abschließende Rednerin zu diesem Tagesordnungs-

punkt ist die Kollegin Dagmar Schmidt für die SPD.

(Beifall bei der SPD)

Dagmar Schmidt (Wetzlar) (SPD): 
Zum Thema Wahlkampf: Ich kündige an, in meiner 

Rede nicht einmal Martin Schulz zu erwähnen.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD – Heiter-
keit bei der CDU/CSU)

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Das war und 
ist noch eine erfolgreiche Legislatur für Rentnerinnen 
und Rentner. Mehr fordern, lieber Matthias Birkwald, 
geht immer.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das ist 
mein Job als Opposition!)

Jutta Eckenbach
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Aber lassen Sie mich noch einmal kurz bilanzieren, was 
wir alles geschafft haben. 

Die SPD hat dafür gesorgt, dass es seit langem wieder 
bessere Rentenleistungen für die Bürgerinnen und Bür-
ger gibt, 

(Beifall bei der SPD)

erstens mit der abschlagsfreien Rente nach 45 Beitrags-
jahren, vor allem für die Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer, die lange gearbeitet und eingezahlt haben, denen 
es aber oftmals schwerfällt, bis 65, 66, 67 zu arbeiten.

Zweitens haben wir deutliche Verbesserungen bei der 
Erwerbsminderungsrente für diejenigen erreicht, die aus 
gesundheitlichen Gründen nicht mehr arbeiten können. 
Nach Einführung der Günstigerprüfung und der Verlän-
gerung der Anrechnungszeiten von 60 auf 62  Jahre im 
Rahmen des Rentenpakets 2014 werden wir morgen in 
erster Lesung in den Bundestag einbringen, die Anrech-
nungszeiten noch einmal um drei Jahre auf 65 Jahre zu 
erweitern. Das ist auch gut und richtig so.

Drittens haben wir mit den flexiblen Übergängen in 
den Ruhestand die Voraussetzungen dafür verbessert, 
lange gesund im Berufsleben bleiben zu können. 

Last, but not least hat die Mütterrente – es ist kein Ge-
heimnis, dass wir sie lieber steuerfinanziert hätten – vie-
len Frauen zu Recht eine bessere Rente verschafft.

Am Ende der Debatte möchte ich zwei Punkte beson-
ders hervorheben, nämlich erstens das, was wir für die 
Rente von Frauen gemacht haben, und zweitens, was wir 
dafür getan haben, dass Menschen gesund bis zur Rente 
arbeiten können.

Das Thema Altersarmut ist angesprochen worden. 
59  Prozent derjenigen, die Grundsicherung im Alter 
erhalten, sind Frauen. Die Gründe dafür sind uns allen 
bekannt: Unterbrechung der Erwerbstätigkeit wegen 
Kindererziehung, geringere Löhne und Teilzeitbeschäf-
tigung. Was haben wir gemacht? Wir haben uns gefragt: 
Was brauchen die Frauen, um eine bessere Erwerbsbio-
grafie zu bekommen? 

Die Antwort lautet: Wir brauchen Ordnung auf dem 
Arbeitsmarkt. Da haben wir mit der Einführung des Min-
destlohns einen wichtigen Schritt getan.

(Beifall bei der SPD)

Zwei Drittel derjenigen, die vom Mindestlohn profitie-
ren, sind Frauen. Das IAB hat festgestellt, dass die Ein-
führung des Mindestlohnes dazu geführt hat, dass Mini-
jobs in sozialversicherungspflichtige Arbeitsverhältnisse 
umgewandelt wurden. Dabei geht es um fast 50 000 Ar-
beitsverhältnisse. Das ist, glaube ich, ein Riesenerfolg.

(Beifall bei der SPD)

Als Zweites nenne ich die Frauenquote in Aufsichts-
räten. Jetzt fragen Sie sich: Was hat das mit Altersarmut 
von Frauen zu tun? Die Quote ist aber nicht nur eine Fra-
ge der Gerechtigkeit gegenüber Frauen, sie ist auch der 
Anstoß für unternehmerische Veränderungsprozesse. Es 
gibt nachweislich dann Veränderungen zum Vorteil für 
Frauen in Unternehmen, wenn der Anteil von Frauen 

auch in Führungspositionen eine Mindestgröße erreicht 
hat. Eine Frau allein macht noch keinen Fortschritt. Des-
wegen gibt es – statt einer Alibiregelung – die Quote. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Matthias 
W. Birkwald [DIE LINKE])

Mit dem Entgeltgleichheitsgesetz befördern wir die 
gleiche Bezahlung von Frauen und Männern durch mehr 
Transparenz. Wir hätten gerne das Rückkehrrecht in Voll-
zeit eingeführt. Das müssen wir in der nächsten Legisla-
turperiode mit dem Rückenwind aus Europa nachholen.

Was brauchen Frauen noch für eine gute Erwerbsbio-
grafie? Sie brauchen Unterstützung bei der Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf. Wir haben als Bund 4,1 Milliar-
den Euro in die Hand genommen, um sie in die Kinderbe-
treuung zu stecken. Wir haben das Pflegeunterstützungs-
geld und das Recht auf Familienpflegezeit eingeführt, 
und wir berücksichtigen die Pflegezeit bei der Rente. Des 
Weiteren fördern wir zum Beispiel durch das Kindergeld 
Plus die Partnerschaftlichkeit. 

All das verbessert die Situation von Frauen auf dem 
Arbeitsmarkt und damit auch ihre Rente. 

(Beifall bei der SPD)

Mit der Mütterrente haben wir erstmalig auch Verbesse-
rungen bei den Bestandsrenten durchgesetzt.

Was haben wir dafür getan, dass Menschen bis zur 
Rente gesund arbeiten können? Wir haben mit dem Flexi-
rentengesetz einen Paradigmenwechsel herbeigeführt. 
Wir machen uns nicht mehr ausschließlich Gedanken da-
rüber, was passiert, wenn Menschen krank sind und nicht 
mehr weiterarbeiten können; das müssen wir auch und 
haben es getan. Vor allem aber wollen wir Sorge dafür 
tragen, dass Menschen ihre Gesundheit erhalten und ge-
sund das Rentenalter erreichen können. Dafür brauchen 
wir mehr Prävention, Gesundheitsschutz und Flexibilität 
unseres Sozialsystems.

Wir haben mit dem Präventionsgesetz die Kranken-
kassen verpflichtet, mindestens 2 Euro pro Versicherten 
für die betriebliche Gesundheitsförderung auszugeben; 
aber wir brauchen noch mehr. Wir brauchen ein flexi-
bles System sozialer Sicherheit, das Schutz gibt, bevor 
das Kind in den Brunnen gefallen ist bzw. bevor der Ar-
beitnehmer oder die Arbeitnehmerin krank und arbeitslos 
geworden ist. Dieses Prinzip heißt „Prävention vor Reha 
vor Rente“. Dem sind wir nachgekommen:

(Beifall bei der SPD)

Wir haben Prävention und Nachsorge im Rehabudget ge-
stärkt und die Kinder- und Jugendreha deutlich verbes-
sert; denn je früher man sich kümmert, desto besser. Wir 
haben mit dem sogenannten Ü‑45-Check-up, den wir in 
Modellprojekten testen werden, erstmalig eine Verbin-
dung von Gesundheitsschutz und Qualifizierung erreicht. 
Damit werden wir neue Wege beschreiten. Wir wollen 
ein individuelles Recht auf Gesundheitsschutz, Beratung 
und Förderung. Ich glaube, das ist im Sinne der hart ar-
beitenden Menschen in unserem Land.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Karl 
Schiewerling [CDU/CSU])

Dagmar Schmidt (Wetzlar)
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Für eine gute, zukunftsfeste und gerechte Rente 
braucht es mehr als ein anständiges Rentenniveau. Wir 
setzten dafür viele Hebel in Bewegung und drehen das 
Rad nach vorn und nicht zurück.

In diesem Sinne: Glück auf!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Johannes Singhammer: 
Damit schließe ich diese Aussprache.

Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlagen 
auf den Drucksachen 18/10891 und 18/12098 an die in 
der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschla-
gen. – Dagegen erhebt sich kein Widerspruch. Dann sind 
diese Überweisungen so beschlossen.

Ich rufe jetzt die Tagesordnungspunkte 42 a bis 42 w 
sowie die Zusatzpunkte 1 a bis 1 c auf:

42.   a)	 Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Protokolls vom 24.  Juni 
1998 zu dem Übereinkommen von 1979 
über weiträumige grenzüberschreitende 
Luftverunreinigung betreffend persisten-
te organische Schadstoffe (POP)

Drucksache 18/11843
Überweisungsvorschlag:	  
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, Bau und 
Reaktorsicherheit (f)	  
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft

b)	 Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zur Einbeziehung von Polymerisati-
onsanlagen in den Anwendungsbereich 
des Emissionshandels

Drucksache 18/11844
Überweisungsvorschlag:	  
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktor-
sicherheit

c)	 Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Protokolls vom 30. Novem-
ber 1999 (Multikomponenten-Protokoll) 
zu dem Übereinkommen von 1979 über 
weiträumige grenzüberschreitende Luft-
verunreinigung betreffend die Verringe-
rung von Versauerung, Eutrophierung 
und bodennahem Ozon

Drucksache 18/11845
Überweisungsvorschlag:	  
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, Bau und 
Reaktorsicherheit (f)	  
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft

d)	 Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Protokolls vom 24.  Juni 
1998 zu dem Übereinkommen von 1979 
über weiträumige grenzüberschreitende 

Luftverunreinigung betreffend Schwer-
metalle

Drucksache 18/11846
Überweisungsvorschlag:	  
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktor-
sicherheit

e)	 Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zu dem Übereinkommen von Minamata 
vom 10. Oktober 2013 über Quecksilber 
(Minamata-Übereinkommen)

Drucksache 18/11847
Überweisungsvorschlag:	  
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktor-
sicherheit

f)	 Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zu dem Abkommen vom 29. Juni 2016 
zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Republik Armenien zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung und 
zur Verhinderung der Steuerverkürzung 
auf dem Gebiet der Steuern vom Einkom-
men und vom Vermögen

Drucksache 18/11867
Überweisungsvorschlag:	  
Finanzausschuss (f)	  
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz

g)	 Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zu dem Protokoll vom 12. November 
2012 zur Unterbindung des unerlaubten 
Handels mit Tabakerzeugnissen

Drucksache 18/11868
Überweisungsvorschlag:	  
Ausschuss für Gesundheit (f)	  
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz	  
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft

h)	 Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zu dem Protokoll vom 14. November 
2016 zur Änderung des Abkommens vom 
13. Juli 2006 zwischen der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland und der 
mazedonischen Regierung zur Vermei-
dung der Doppelbesteuerung auf dem 
Gebiet der Steuern vom Einkommen und 
vom Vermögen

Drucksache 18/11869
Überweisungsvorschlag:	  
Finanzausschuss (f)	  
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz

i)	 Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zu dem Abkommen vom 21. Novem-
ber 2016 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Panama 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 

Dagmar Schmidt (Wetzlar)


